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Manchmal auch öffentlich?
Eine Änderung der  Kommunalordnung ermöglicht die Einbeziehung der Öffentlichkeit in 
vorberatende Ausschüsse. Dafür müssten die Geschäftsordnungen geändert werden, um
mehr Transparenz zuzulassen. Celine Ballas erklärt, was in den Kommunen jetzt möglich ist.
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Die Fraktion in Erfurt berichtete,
dass im Mai beschlossen wurde, alle
Ausschüsse ab September nun öf-
fentlich tagen zu lassen. Der diesbe-
zügliche Antrag der Linksfraktion
ging ohne Änderungen durch den
Stadtrat, trotz anderer Anträge.
Komplizierter gestaltet sich die Lage
in Jena: dort entschied die Mehrheit,
dass Ausschussvorsitzende*r plus
Dezernent*in zukünftig die Ent-
scheidungsmacht über die Öffent-
lichkeit der Ausschüsse erhalten. Die
Linksfraktion stellte einen Antrag,
demnach alle Ausschüsse öffentlich
stattfinden sollten. Die Verwaltung
brachte daraufhin den Gegenvor-
schlag ein, dass der/ die Ausschuss-
vorsitzende*r mit zuständigem
Dezernenten*in je nach Thema ent-
scheiden, ob die Öffentlichkeit ein-
bezogen wird. Mit der Mehrheit
kann diese Entscheidung zwar nach-
träglich vom Ausschuss geändert
werden und der Punkt beim nächs-
ten Mal erneut auf die Tagesordnung
kommen. Die Linksfraktion kriti-
siert jedoch, dass dieses Verfahren
zu umständlich sei. Außerdem sei
problematisch, dass der Vorsitzende

Der Bau- und Wirtschaftsausschuss
sind Saalfeld öffentlich. 
In Weimar wurde ein Antrag der
SPD beschlossen, für dessen Inkraft-
treten jedoch erst eine Änderung der
Hauptsatzung nötig war.  Der Be-
schluss zur Änderung wurde gefasst
und eine Vorlage von der Stadtver-
waltung erarbeitet. Dieser wird nun
dem Stadtrat vorgelegt. Bei Zustim-
mung könnten die Ausschüsse etwa
ab Oktober öffentlich tagen. 
In Gotha dagegen wurde der Antrag
auf Öffentlichkeit der Linksfraktion
nach langer Diskussion mehrheitlich
abgelehnt. 
Die Kommunalpolitische Sprecherin
Katja Maurer findet, dass man an
dieser Bilanz sieht, wie die kommu-
nale Ebene die Vorhaben der Lan-
desebene leicht umgehen können.
Sie argumentiert, dass öffentliche
vorberatene Ausschüsse das Ver-
trauen der Menschen in die Politik
stärken. Zu sehen, wie dort debat-
tiert, gestritten und gemeinsame
Kompromisse gefunden werden,
schafft Transparenz und Vertrauen
in politische Prozesse.

Mehr Wahlorte, längere Zeiten und Wahlalter 14

Die Fraktion DIE LINKE in Thürin-
gen hat Vorschläge für eine umfas-
sende Demokratisierung der
Thüringer Kommunen vorgestellt.
Ein inhaltlicher Schwerpunkt ist u.a.
die Modernisierung des Kommunal-
wahlrechts. Nach dem Willen der
Linksfraktion soll das Wahlalter (ak-
tives Wahlrecht) in den Thüringer
Kommunen auf 14 Jahre gesenkt
werden und zukünftig soll es mehr
Wahlorte und längere Wahlzeiten
geben. Die Briefwahlunterlagen sol-
len automatisch an jeden Wahlbe-
rechtigen geschickt werden – so wie
auch ein umfangreiches Infopaket zu

Vorschläge der Thüringer Linksfraktion für eine Demokratisierung der Thüringer Kommunen.

den Listen und Kandidat:innen. Dies
ist auch aus sozialpolitischer Sicht
eine Gleichbehandlung aller Kandi-
dierenden. Denn niemand soll und
darf von einer Kandidatur zu einer
demokratischen Wahl aus finanziel-
len Gründen ausgeschlossen wer-
den. Im Rahmen der Wahl soll es
zukünftig möglich sein, auch eine
Enthaltungsstimme abzugeben, so
wie das in vielen europäischen Län-
dern schon jetzt der Fall ist. Die
LINKE will zudem durchsetzen, dass
auch Menschen aus Nicht-EU-Staa-
ten nach drei Jahren Wohnsitz in der
Gemeinde das kommunale Wahl-

Briefwahlunterlagen sollen künftig
automatisch verschickt werden. 

recht erhalten, auch wenn dazu eine
Änderung der Thüringer Verfassung
notwendig sein sollte. 

Matthias Gärtner

und die Dezernenten damit mehr
Macht bekämen, Dinge vorher unter
sich auszumachen. Vor allem aber
verlängert dieses Verfahren die Ent-
scheidungen. Bei eiligen Dingen
wird dadurch im Zweifel nicht öf-
fentlich beraten. 

Auch in Saalfeld wurde der Antrag
zur vollen Öffnung aller Ausschüsse
abgelehnt. Es gab einen Änderungs-
antrag der Bürger für Saalfeld, wel-
cher die Öffentlichkeit auf Finanz-,
Sport-, Kulturausschuss begrenzen
sollte. Dies wurde knapp abgelehnt.
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